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Appell zur Kooperation
Nicht der Bund, sondern die Städte sind die Vorreiter bei der Verwaltungsdigitalisierung
in Deutschland. Dies sagt Helmut Fogt, Beigeordneter des Deutschen Städtetags. Ein In-
terview über das neue Positionspapier des Städtetags zum e-Government.

Interview

Herr Dr. Fogt, der Deutsche Städtetag
hat jetzt ein Positionspapier zum e-Go-
vernment verabschiedet. Welche Bedeu-
tung hat die elektronische Verwaltung für
die Kommunen?

e-Government kann zweierlei leis-
ten: Es macht unsere Verwaltungen
einfacher, schneller, effizienter und
wirksamer – und es macht unsere
Verwaltungen zugleich transparen-
ter, offener, beteiligungsfreundlicher.
Beides gehört zusammen: e-Govern-
ment und e-Democracy. Für die
Städte bedeutet e-Government so-
mit weit mehr als bloßen Technik-
einsatz.

Welche Rolle spielen die Städte bei der
Verwirklichung von e-Government?

Die Städte sind Vorreiter im ge-
samten öffentlichen Bereich. Sie wa-
ren die ersten, die das Internet syste-
matisch genutzt haben, zunächst für
Informationsangebote aller Art, jetzt
mehr und mehr auch für interaktive
Angebote. Die Portale der großen
Städte halten in dieser Hinsicht je-
dem Vergleich etwa auch mit priva-
ten Anbietern stand. Der Bund und
die Länder haben inzwischen nach-
gezogen. Aber der Bund hat mit viel-
leicht einem Zehntel dessen, was die
Kommunen an Verwaltungsdienst-
leistungen zu organisieren haben,
auch den weitaus leichtesten Part zu
bewältigen.

Und wo stehen die deutschen Kommu-
nen im internationalen Vergleich?

Es gibt eine Reihe von Studien, die
Deutschland insgesamt eher einen
Platz im Mit-
telfeld zu-
weisen. Da-
bei wird ins-
besondere
die man-
gelnde Leis-
tungstiefe im Sinne einer Komplett-
abwicklung vollständiger Verwal-
tungsvorgänge über das Netz kriti-
siert. Man muss allerdings die Frage
nach den Ursachen für diese Defizi-
te stellen, denn nur dann kann man
den Befund mit Aussicht auf Erfolg

verbessern. Die
entscheidende
Ursache liegt
zweifellos in
dem fast voll-
ständigen Feh-
len aller Infra-
strukturen, die
Voraussetzung
sind für die me-
dienbruchfreie
elektronische
Abwicklung komplexer Verwal-
tungsvorgänge: also Netzwerke,
Übermittlungsstandards, Schnitt-
stellen, standardisierte Geschäfts-
modelle. Da das nicht eine Stadt al-
lein und auch kein Bundesland allein
entwickeln kann, wäre es Aufgabe
des Bundes gewesen, hier von An-
fang an wesentlich breitere Entwick-
lungsarbeit zu leisten, als er es mit
der Förderung einiger weniger kom-

munaler Modellvorhaben im Rah-
men des MEDIA@Komm-Projekts
getan hat. Bis vor nicht allzu langer
Zeit hat die Bundesregierung noch
geglaubt, sich auf ihre eigenen Ver-
waltungsleistungen beschränken zu
können. Inzwischen gibt es hier ein
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Zur Person

„e-Government bietet eine große
Chance zum Durchbruch bei der
Verwaltungsmodernisierung.“
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Umdenken, und das ist auch höchs-
te Zeit.

Bei anstehenden Veränderungen wie
jetzt bei der Einführung von e-Govern-
ment neigen die Kommunen vielfach da-
zu, das Rad immer wieder neu erfinden
zu wollen. Was setzen Sie dem entgegen?

Das hat mit dem gerade angespro-
chenen Fehlen standardisierter Lö-
sungen zu tun. Wir setzen dagegen
den Appell zur Kooperation oder
wenigstens Koordination der wech-
selseitigen Bemühungen. Die Kom-
munen praktizieren dies im Rahmen
ihrer Möglichkeiten, etwa auch un-

ter Einbeziehung der kommunalen
Rechenzentren. Was noch sehr viel
stärker intensiviert werden muss, ist
die Zusammenarbeit von Bund, Län-
dern und Kommunen, selbstver-
ständlich unter Wahrung des auto-
nomen Handlungsspielraums der
Beteiligten, aber eben dort, wo wir
ohne Zusammenarbeit nicht weiter-
kommen.

e-Government bietet die Chance zur
Entbürokratisierung und Vereinfachung
der Verwaltung. Steht damit das bisheri-
ge Verwaltungshandeln auf dem Prüf-
stand?

Ja, das ist unvermeidlich. Man
muss natürlich sehen, dass wir in
unseren Städten gerade erst ein Jahr-
zehnt eines sehr ambitionierten
Modernisierungsprozesses hinter
uns haben, der im Zeichen des so
genannten „Neuen Steuerungs-
modells“ stand. Und jetzt kommt die
nächste Welle auf die Verwaltung

und ihre Mitarbeiter zu. Da holt
mancher tief Luft, und das kann man
auch verstehen. Gleichwohl bietet
e-Government eine große Chance zu
einem nachhaltigen Durchbruch bei
der Verwaltungsmodernisierung,
und wir werben sehr dafür, dass die-
se Chance auch wahrgenommen
wird.

Die Einführung von e-Government ist
auch für die Städte mit erheblichen Kos-
ten verbunden. Wie bewerten Sie den Re-
turn-on-Investment?

Das ist sicherlich ein kritischer Fak-
tor. Die Finanzlage der deutschen

Städte ist gegen-
wärtig auf das
äußerste ange-
spannt, und sie
wird es einst-
weilen auch

bleiben. Aufwändige Vorhaben, wie
die Umstellung auf online-fähige
Verwaltungsabläufe, werden daher
eher in mittel- oder langfristiger Per-
spektive zu betrachten sein. Vielfach
werden die Möglichkeiten dazu
überhaupt fehlen. Dies umso mehr,
als Einsparpotenziale, die sicher ent-
halten sind, auch eher in einem län-
geren Zeitraum realisierbar sind.
Wir plädieren deshalb dafür, zu-
nächst die Nachfrage nach aufwän-
digeren Angebo-
ten gründlich zu
eruieren, eine in-
tensive Kosten-
Nutzen-Betrach-
tung anzustel-
len, und dann in
einem schritt-
weisen Vorge-
hen erst einmal
mit den profes-
sionellen Nut-
zern im unmit-
telbaren Umfeld

der Kommunalverwaltung, also bei-
spielsweise Bauträgern, Architekten,
Versicherungen oder der Kfz-Bran-
che, zu beginnen.

Die Frage „Wie sicher muss e-Govern-
ment sein?“ hat eine Schlüsselstellung bei
der Verwaltungsdigitalisierung. Wie ist
die Position des Deutschen Städtetages
hierzu?

Natürlich gelten für den öffentli-
chen Bereich – wo es um Verwal-
tungsentscheidungen geht, die ge-
richtsfest sein müssen, wo es um die
Übermittlung personenbezogener
Daten geht – besonders hohe Sicher-
heitsanforderungen. Wir warnen
aber vor einem übertriebenen Per-
fektionismus. Die Verwaltung geht
im Zweifel gern auf Nummer Sicher.
Wir sollten es letztlich dem Bürger
selbst überlassen, auf welchem
Sicherheitsniveau er mit der Verwal-
tung kommunizieren will, jedenfalls
soweit nichts anderes zwingend vor-
geschrieben ist. Wenn er mit der Ver-
waltung per einfacher e-Mail in Kon-
takt tritt, warum sollte sie ihm dann
nicht auch so antworten?

Die elektronische Signatur ist ein wich-
tiges Element beim e-Government. Das
Aus für den e-Signatur-Anbieter Deut-
sche Post Signtrust zeigt exemplarisch die

„Der Versuch, die qualifizierte
e-Signatur in die Breite zu tra-
gen, wird nicht funktionieren.“

Ende der „Stempel-Kultur“ durch e-Verfahren?
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Schwierigkeiten in diesem Bereich. Wie
stehen Sie zur Notwendigkeit der elektro-
nischen Unterschrift?

Das Ende von Signtrust scheint
mir eine klare Warnung, dass der
Versuch, die elektronische Signatur,
oder genauer gesagt: die qualifizier-
te Signatur, in die Breite zu tragen,
nicht funktionieren wird. Wir haben
damit ein sehr perfektes Instrument
geschaffen, das den Schönheitsfehler
hat, dass es nur für einen eng be-
grenzten Kreis von „Multi-Usern“,
eben die genannten verwaltungs-
nahen Nutzer, von Interesse ist. Und
die Verwaltung selbst wird die Si-
gnatur im Zweifel fleißig nutzen.
Wir sind mit einem Wort auf dem
besten Wege, aus der Signatur ein
„In-sich-Geschäft“ der Verwaltung
zu machen. Ich fürchte, wir werden
uns sehr viel mehr Gedanken dar-

über machen müssen, welches
Potenzial in den beiden vereinfach-
ten Varianten, der einfachen und der
fortgeschrittenen Signatur, für e-Go-
vernment-Anwendungen steckt,
wenn wir aus diesem Dilemma her-
auskommen wollen.

Sehen Sie auch Risiken im Zusammen-
hang mit e-Government?

Ich sehe mindestens zwei Risiken,
jedenfalls aus Sicht der Kommunen.
Das eine Risiko hängt mit der digi-
talen Spaltung unserer Gesellschaft
zusammen, die sich ziemlich genau
entlang der 50 Prozent-Marke Inter-
netnutzer/Nichtnutzer zu verfesti-
gen scheint. Für die Städte bedeutet
das, dass sie auf unabsehbare Zeit
zweigleisig fahren müssen – moder-

ne elektronisch
gestützte Ange-
bote entwickeln
müssen, wäh-
rend sie gleich-
zeitig die beste-
henden konven-
tionellen Ange-
bote beizubehal-
ten und weiter
zu optimieren
haben. Das ist
ein Spagat, der
schwer durch-
zuhalten ist. Das andere Risiko sehe
ich darin, dass die Städte bei diesem
wahrlich heroischen Versuch nicht
etwa Lob und Unterstützung in der
Öffentlichkeit bekommen, sondern
auch noch schlechte Zensuren in al-
len möglichen Leistungsvergleichen
und Rankings, national und interna-
tional. Das motiviert natürlich nie-

manden, die
Stadtmütter
und -väter so
wenig wie je-
den Mitarbei-

ter. e-Government kann aber nur mit
hochmotivierten Mitstreitern das
werden, was wir uns alle erwarten.

Wie wirkt sich e-Government auf das
Verhältnis Bund – Länder – Kommunen
aus?

Es bietet die Chance, auch das Ver-
hältnis der staatlichen Ebenen zu-
einander effektiver zu ordnen – zum
Wohle unserer Bürgerinnen und
Bürger. Sie sollen Verwaltungs-
dienstleistungen aus einer Hand er-
halten, und zwar dort, wo sie die
elektronische Verwaltungswelt be-
treten – unabhängig von Zuständig-
keitsfragen, ohne die bekannte „Äm-
ter-Rallye“. Das kann aber nur gelin-
gen, wenn alle Beteiligten, Bund,
Länder und Kommunen, der Versu-

chung widerstehen, entweder nur
den eigenen Bereich organisieren zu
wollen, oder umgekehrt, andere für
sich vereinnahmen zu wollen. Für
beide Tendenzen gibt es leider Bei-
spiele.

Welche Forderungen stellen Sie an den
Bund – wie kann die Umsetzung von
e-Government in den Städten gefördert
werden?

Wir rufen gewiss nicht nach dem
Bund, weil das der bequemere Weg
ist. Aber es ist Teil gesamtstaatlicher
Verantwortung, Infrastrukturen be-
reitzustellen, die einzelne Nutzer
aus eigener Kraft nicht auf die Beine
stellen können. Was wir vor allem
benötigen, sind prototypisch entwi-
ckelte elektronische Geschäftsmo-
delle, nach denen konventionelle
Verwaltungsverfahren online-fähig
modelliert werden können. Das muss
relativ schnell entwickelt werden,
und das kann nicht eine geförderte
Modellstadt so nebenher liefern. Hier
muss die Förderung des Bundes an-
ders ansetzen als bisher. Der Koope-
rationsausschuss ADV, in dem Bund,
Länder und Kommunen zusammen-
arbeiten, wäre das geeignete Gremi-
um, dies zu organisieren.

Interview: Sabine Schutz

„Die Förderung des Bundes muss
anders ansetzen als bisher.“

Beim e-Government sollten die Städte kooperieren.
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